
Patientenakten der Psychiatrie in den Staatsarchiven 

Von R o e ~ n r  KRET~SCHMAR 

I 1989 -nur  zwei Jahre nach der Verabschiedung des Landesarchivgeset- 

I zes Baden-Württemberg - hat das Sozialminisierium mit der Landesar- 

i 
chivdirektion vereinbart, daß die bei den staatlichen Krankenhäusern 
bis einschließlich 31. Dezember 1945 entstandenen Krankenakten in 

! nicht anonymisiertcr F o m  an die Staatsarchive abgegeben werden. Das 

1 
Sozialministerium hatte diese Abgabe mit der Bedingung verknüpft, daß 

I eine Nutzung des Archivguts nach Ablauf der Sperrfristen des Landes- 
archivgesetzes ausschließlich zu wissenschaftlichen Zwecken erfolgen 
darf, soweit nicht der Betroffene selbst in eine anderweitige Nutzung 
einwilligt oder eine solche beantragt. Bei der Auswertung - so war des 
weiteren festgelegt worden - sind alle Angaben, dic Rückschlüsse auf die 
persönlichen Verhältnisse Betraffcner zulassen, zu unterlassen (nNut- 
zungsanonymisierung«). Hierüber bestand Einvernehmen nach 33 
Abs. I Satz 3 LArchG, wonach Unterlagen, dic durch Rechtsvorschrif- 
ten über Geheimhaltung geschützt sind, den Staatsarchiven anzubieten 
sind, wenn die abgebende Stelle im Benehmen mit dem Staatsarchiv 
festgestellt hat, daß schutzwürdige Belange des Betroffenen durch ge- 
eignete Maßnahmen unter Abwägung aller Umstände des Einzelfalls 
angemessen berücksichtigt werden. 

Die zwischen der Archivvenvaltung und dem Sozialministe~ium ge- 
troffene Vereinbamng setzte den Schlußpunkt zu längeren Verhandlun- 
gen' über die Aussonderung von Patientenakten der Psychiatrischen 
Landeskrankenhäuser, wie sie damals in anderer Rechtsfom noch Iiie- 
Ren.' Sie war nicht zuletzt das Ergebnis eines Kolloqiums, das für Ar- 
chivare, Medizinhistoriker und behandelnde Arzte 1988 im Haupl- 
staatsarchiv Stuttgart veranstaltet worden war. Sie öffnete die für die 
zeitgeschichtliche Forschung wichtigen Patientenakten der Psychiatrie 
für eine Nutzung auf archivgesetzlicher Gmiidlage in den Stattsarchi- 
ven. Sie konnte zugleich als ein Musterbeispiel dafür dienen, wie bei 
Unterlagen, die durch Rechtsvorschriften über Geheimhaltung ge- 

' Der onvcrällentlichtc Erlaß des Sorialministenums ist abgedruckl in: Archivrccht 
in Baden-Würltembcrg. Bearb. von Hermann Bannasch (Werkhefte dci- Staatlichen 
Archiwewriltung Badon-Württernberg A I]. Suitgai-t 1990. S. 168:. 

'Einirihciten bei Oerhard Tliddey, Archiviemng staatlicher medirinischcr Unterla- 
gen In: Der Archivar 43 (1990) Sp. 3R9-396. 

'Durch das GCsciz zur Neuorganisotion dcr Psycliiatrisclicn Landcskrankenhtiuser 
vom 3. Juli 1995 (OBI. S. 510) wurden die bis dahin als unselblitindigc Landes- 
betricbc geführten Psychiatrischen Landeskrankenhäuncr als rechtshhige Anstal- 
ten des äfrenuichen Rechts errichtet. 
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schülzt sind, die schutzwürdigen Belange des Betroffenen angemessen 
berücksichtigt werden können 

Die Unterlagen werden seitdem von der wissenschaftlichen For- 
schung, der sie durch die Regelung zugänglich gemacht werden sollten, 
auch genutzt; insbesondere wurden sie im Rahmen mehrerer Arbeiten 
zur Geschichte des Nationalsozialismus ausgewertet? 

Als Gerhard Taddey im Fachorgan Der Archivar über die angelaufene 
flächendeckende Aussonderung der bis 1945 entstandenen Psychia- 
trieakten berichtete, kündigte er zugleich an, daß beabsichtigt sei, auch 
für die danach entstandenen Unterlagen eine Regelung zu treffen: Ganz 
pragmatisch werden zur Zeir die medizinisch notwendigen Rückgriffe auf 
Unterlagen. die vom I .  Jonuar 1946 bis rum 31. Dezember 1960 enrsron- 
den sind, über einen längeren Zeitraum (drei Jahre) festgehalten. denn die 
flr die Behandlung von Patienten nofwendigen Akren müssen vorgehalten 
werden. Niemand vermag im Moment zu sagen. wie häulig dieser Rück- 
griff wirklich noiwendig ist Von der Häufigkeit wird es aber abhängen, 
wie khf t ig  Aussonderungsrermine festgelegt werden. Aus der Sicht der 
Archive isr das aber das kleinste Problem, denn eine Bewertungsaussage ist 
damit nichr verbunden.' 

In der Tat hatte der Erlaß des Sozialministeriums, mit dem die staat- 
lichen Krankenhäuser 1989 angeordnet worden waren, die bis 1945 ent- 
standenen Akten unverzüglich auszusondern (eine Anstalt hat sich dann 
aber doch bis 1996 Zeit gelassen), ihnen zugleich auferlegt, mir Wirkung 
vom 1. August 1989 fesfiuhalren, in welchem Umfang auf Krcnkenaklen, 
die in der genannten Zeit entstanden sind, RückgrGffgenommen wird. Zn 
den Nachweir sind die Krankenakfennummer bzw. der Patienrenname, das 
Datum des Rückgriffs und der Zweck nufiunehmen6 

Damit wurde ein Mittel angewandt, das Registratoren gerne - u n d  
meist erfolgreich -einsetzen, wenn sie in ihrer Behörde dem Argument 
begegnen, Akten könnten nicht ausgesondert werden, weil sie noch re- 
gelmäßig benötigt werden. Da es für die Patientenakten offensichtlich 
keine allgemein verbindlichen Aufbewahrungsfristen' gab und weil Un- 
sicherheit darüber bestand, wie lange sie nach ihrer Entstehung noch für 
die Erfüllung der Aufgabe - um in der Terminologie des Archivgesetzes 

"ur bisherigen Nutzung der Unterlagen ugl. demnächst Robert Krorrschrnor. Pa- 
tientcnakten und Beratungsunterlagcn als farschungrrelevantes Quellenrescr~?ir - 
Erfahrungen der staatlichen Archivverwaltung Baden-Württemberg mit der Uber- 
"ahme, Bewertung und Nutzung (im Dmck). 
Toddey, Sp. 395 t 

"@nnasck, Archivrecht. S. 169. 
'Uber die zu beachtenden Auhwahrungsfrirten bestand immer wieder Unsicher- 

heit bei den Kliniken. In der Regel wird in Anlehnung an § 852 BGB von einer 
Mindestaufiewahrungsf"s1 von 30 Jahren ausgegangen. Einschlägige Fristen sind 
nun in den Empfehlungen für die S~hriftgvtvcrwaltung dcr Kliniken und Inrtitute 
mit Aufgaben der Krankenversorgung nachgewiesen, die ein Stuttg8rter Avbeils- 
kreis demnächst veröffentlichen wird. Vgl. auch Krrlischrnar, Patientenakten und 
Beratungsunterlagen. wie Anm. 4. 
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zu sprechen - benötigt werden und ab wann ein Rückgriff nur noch 
selten erfolgt, wurde sinnvollerweise auf die beschriebene Weise geprüft, 
ob sie nach der im Archivgesetz vorgesehenen spätesten Anbietungsfrist 
von 30 Jahren nach Entstehune auseesondert werden können. 

~ ~ ~ ~ ~~~~~~ 

Die Probeläufe wurden in den ~lychiatrischen Krankenhäusern tat- 
sächlich durchgeführt. Das Ergebnis: Auf Patientenakten erfolgt 30 Jah- 
re nach ihrer Schließung kaum noch ein Rückgriff. Sie sind daher zu 
diesem Zeitpunkt dem zuständigen Staatsarchiv nach 8 3 Abs. 1 Satz 2 
LArchG anzubieten und abzugeben, womit sie zu Archivgut werden. Ob 
bzw. wie lange die angebotenen und nicht übernommenen Unterlagen in 
den Krankenhäusern dann noch aufzubewahren sind, haben die Kran- 
kenhäuser zu entscheiden und ist abhängig von eventuell festgelegten 
Aufbewahrungsfristen bzw. der Frage, ob aus rechtlichen oder medizi- 
nischen Gründen ein Rückgriff noch möglich sein muß? 

Nachdem somit die Probeläufe zur Rückgriftshäuligkeit abgeschlos- 
sen waren, stand die Bewertungsfrage an. Der Erlaß des Sozialministe- 
riums von 1989 hatte schon festgelegt: Anschliefind - d.h. nach den 
Probeläufen - soll fesrgelegt werden, in welchen Zeiträumen und in wel- 
chem Umfang (Modellarchlvierung) Krankenakten der sfuuriichen Kran- 
kenhäuser an die Slaotsorchive abpepeben werden können und ob z ~ / :  be- -- 
sondere Nuhungsregelungen vorz&ehen sind9 

Für die bis 1945 entstandenen Akten ist eine Vollarchiviening fest- 
gelegt worden. Daß dies die richtige Wertentscheidung ist, darüber hatte 
im Vorfeld des Aussonderungserlasses - z.B. auf dem bereits erwähnten 
Kolloquium - allgemeiner Konsens zwischen den Archivaren, den abge- 
benden Stellen und den Vertretern der Medizingeschichte bestanden. Zu 
groß sind die Lücken in der Uberliefemng von Krankenakten des 19. 
und frühen 20. Jahrhunderts in~gesarpt,'~ als daß hier Kassationen hät- 
ten vorgenommen werden können. Uberlieferungsverluste waren auch 
für die Zeit des Nationalsozialismus zu berücksichtigen; neben dem be- 
sonderen Quellenwert, den Kranken- und insbesondere Psychiatrieakten 
dieser Zeit aufgmnd der Gesundheitspolitik des Dritten Reiches haben 

'L.nc R?gcl~?g der A ~ : b e ~ ~ a l ~ - ~ n p $ f ~ ~ ~ 1 ~ 1 1 ,  JIC IID<.~ 10 l , ~ l l r :  1 1 4 1 1  > ~ > f s i l l t ,  wlc< 5 J ~ I  

S . ~ ~ t . i . r c ~ n ~ ~ t ~ ~ : u m  zu .reNeu D 2 Vcrt:xer dcc K r a ~ c n h ~ ~ c r  %z.ct CIL: \<-U :I>. 
t ~ n g  zcm 7ci!pnrt , i lO Jihr: ra.11 Enir1ihung.i ;.. I tri i ro i  tcl. aii In i;d.ni 
I AI. &inJ Piii:nisn..kl:n 3U Jhrc nhcli Ei.irl:'iin: oem 7"-i .,c~;cn Arc1i.i ;ii. 
ZI.JLCL<" 

' Uunnivh .  Aribi\rc.bl. S : I , ?  
' I>ii ,d . \ ~ ~ . . i g i  be?ic.ni r :I>  a u i  Jic llhrl firun; ,,llcr mop1i:liei. Ki,iik;i.~n~i.~.crn 

iIrgei&mc d i r  Iliinozirbciic Dic in ?en r:~r'li.ncn Kr .~ r .d r i  . i . ,~;cr: IloJ~n-M I , . .  
~~.!ohirr i  crtic?nne!.cn P,izent~ii;ktin L ~ r E e n  u i ~ c e h i n . ~  c:Ii~.t:n .C n Lu:n?q 
wurdendurch Eutl>anasieaktionen der ~ationalsoz~alismus gerissen. Jüngst sind 
Akten baden-württembergischer Heilanstalten, die damals nach Berlin kamen, in 
Stasi-Beständen aufgetaucht, die im Bundesarchiv-Zwischenarchiv Dahlwio-Hop- 
pegarten liegen; vgl. dazu Volker Roeicke. Gcrrit Hnhendarfi Akten der »Eutha- 
nasie« - Aktion T4 gefunden. In: Vierteuahreshefle für Zeitgbeschichte 41 (1993) S. 
479481 



und - nicht zuletzt - ihres Beweiswerts als Beleg für und über deren 
Opfer. Ob das Jahr 1945 das richtige Grenzjahr ist, darüber könnte man 
diskutieren, Auch die unmittelbare Nachkriegszeit ist ein Zeitraum, für 
den große Uberlieferungsverluste bestehen und der - als Umbmchszeit - 
andere Bewertungsmaßstäbe verlangt als etwa die Zeit seit den späten 
fünfziger Jahren. Zudem: die Fälle, in denen die Jahre 1933-1945 do- 
kumentiert sind, weichen ja über das Greniahr 1945 hinaus. Insofern ist 
bei den nach 1945 abgeschlossenen Akten auf die Laufzeiten zu achten, 
wenn Auswahlmodelle angewandt werden. In keinem Fall aber - und 
nichts anderes sollte mit dem gewählten Grenzjahr zum Ausdruck ge- 
bracht werden - wäre eine Auswahlarchiviemng bei Unterlagen, die vor 
1945 entstanden sind, denkbar gewesen. Dies ist auch im Erlaß des SO- 
zialministeriums ausdrücklich gesagt: Diese Krmkenakten weiden von 
den Slaafsarchiven vollständig übernommen; eine Auswahl nach Akfenlei- 
lenfindet nicht statt. Die Staatsarchive sind jedoch befugt, Verwaltungs- 
schr$fgut ohne bleibenden Wert ousiusondern und zu vernichten." 

Andew aber wurde Sachlage bei den danach entstandenen Unterlagen 
gesehen. Dazu hatte schon Taddey nach der Erlaß des Sozialministe- 
riums über die komplette Abgabe der bis 1945 entstandenen Akten an- 
gemerkt: Aufgeschoben ist aber das Problem, nach welchen Kriterien die 
immer massenhafter entstehenden Unterlagen aus der Zeit seit 1946 in 
Zukunfl aousgewühlt werden sollen. denn eine Totalarchivierung scheide1 
aus archivischer Sicht aus. Bei rund 6000 Pafientenbetfen in den 
Psychiatrischen Landeskrankenhäusern Baden-Würffembergs und im 
Schnitt 6 bis 7facher Belegung im Jahr entstehen jährlich rund 40,000 
Fallakten, davon nur ein überschaubarer Teil von Meh~$ch/äilen. Einfa- 
che statistische Auwahlveifahren srnd nach den Ergebnissen des Kollo- 
quiums sehr problematisch, reprösentotive Modellefür sehr unterschiedli- 
ehe Auswertmgsmöglichkeiten müssen erst erarbeitet werden.I2 

Einen wichtige Etappe für die Erarbeitung solcher Auswahlmodelle 
stellte dann der 61. Deutsche Archivtag in Karlsruhe dar, auf dem sich 
die Fachgmppe I des Verbundes Deutscher Archivare in ihrer Sektion 
mit dem Thema Archiviemng von Patientenunterla$eu befaßte.I3 Re- 
ferate hielten hier Gerhard Fichtner", Wulf Rössler ', Volker RödelI6 

H m n v  h ,\rch:~recl,i. 5 Ihn . 6 e r a : d  : lL>cn lI~'~>p#el k.r.t! !,L:!$ ,<,&e(#, da0 
dar irr Konirrl d:. LanJcirrcti%gcvel,ci iiii Ci i i i ~ . , r i i r  l .3i .dia~ J.~kul.crle gr- 
ncrcll: V<in.:n.c~3verb~1 Idr Vc.tcrl,>:cn aus Jcr Zot I r 3 1  1945 n i . . ~  i;;h~e';.Sl 
gewesen wäre. 

' I  Toddey, Sp. 394 f. '' Tagungsbericht von Udo Herkcrl, Berichte der Fachgmppen über ihre Arbeitssit- 
mngen auf dem 61. Deutichen Archivtag. Faihgruppe I: Archivare an staatlichen 
Archiven. In: B r  Archivar 44 (1991) Sp. 133-135. 

'"Gerhard Fichtner, Krankenunterlegen als Quellen. Auswahl und Erschließung aus 
der Sicht der Forschung. In: Der Archivar 44 (1991) Sp. 549-558. 

" WiilI Rössicr, ~berlegungen zur Archivierung psychiatrischer Krankenunterlagen. 
In: Der Archivar 44 (1991) Sp. 435442. 

"Volker Rodel, Möglichkeiten und Grenzen der Archiviening medizinischer Unter- 
logen. In: Der Archivar 44 (1991) Sp. 427-435. 
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und Volker SchXferl'. womit sowohl die medizingeschichtliche For- 
schung, wie auch die Kliniken, wie auch die Archive vertreten waren.'" 
Konkrete Empfehlungen für die Bewertung von Kranken- oder insbe- 
sondere Psychiatrieakten wurden freilich noch nicht formuliert; es wur- 
den aber Uberlegun en angestellt, die dann für die weitere Diskussion 
sehr nützlich waren. k 

Denn - um an das Zitat von Taddey anzuknüpfen - aufgeschoben 
war auch in diesem Fall nicht aufgehoben: Nach den vom Sozialmini- 
sterium verordneten Probeläufen bei den Pychiatrischen Landeskran- 
kenhäusern wurde in Abstimmung zwischen dem Sozialministerium und 
der Landesarchivdirektion 1994 eine Arbeitsgruppe mit dem Auftrag 
eingesetzt, Bewertungsempfehlungen für die nach 1945 entstandenen Pa- 
tientenakten der Psychiatrischen Landeskrankenhäuser zu erarbeiten. 

Diese Arbeits ruppe bestand aus zwei Vertretern der staatlichen Ar- $ chiwenvaltung? dem ärztlichen Direktor einer psychiatrischen Anstalt, 
der selbst in der Forschung zur Psychiatriegeschichte aktiv ist, dem Ver- 
waltungsleiter eines Krankenhauses sowie einem für die EDV-Anwen- 
dung in einer Anstalt zuständigem Mitarbeiter." In zwei sehr intensiven 
Sitzungen hat sie unter Auswertung einer schriftlichen Umfrage bei allen 
betroffenen Anstalten Empfehlungen zur Aussonderung und Bewertung 
von Patientenakten der Psychiafrirchen Landeskrankenhüuser erarbeitet, 
die durch einen Erlaß des Sozialministeriums vom 23. November 1995 in 
Kraft gesetzt ~ r d e n . ~ '  Damit war das Ziel erreicht, auch für die nach 
1945 entstandenen Unterlagen eine Regelung zu treffen. Die Psychiatri- 
schen Landeskrankenhäuser wurden angewiesen, nach den Empfehlun- 
gen zu verfahren und alle Krankenakten, die bis zum 31. 12. 1965 ent- 
standen sind, dem zuständigen Staatsarchiv anzubieten2'. In dem Erlaß 
ist auch klargestellt, daß für die zu Zentren der Psychiatrie um- 
gestalteten Landeskrankenhäuser weiterhin nach den im Landesarihiv- 
gesetz festgelegten Bestimmungen die Staatsarchive zusiändig sind. 
Denn nach 4 8 LArchG müssen sie als rechtsiähige Anstalten des öffent- 

" Voiker Schafe?, Das Zentrale Krankcnhlattdepol irn Univorsiülsarchiv Tübingen. 
Erfahrungen, Probleme. Perspektiven. In: Der Archivar 44 (1991) Sp. 442448. 

'W~erhard Fichter ist Direktor des Tübingei Instituts für Medizingeschichte; Wulf 
Rässler lcitcl die Tagesklinik der Zentraliiistitus für scelisclie Gesundiieit in Mann- 
beim; Volker Rödcl ist irn staatlichen Arcbivdienst Baden-Württembeig tätig und 
war früher nm mcdizingeschichtliclien Institut der Universität Msinz hcscliäftigt; 
Volkei Schäfer leilct das Univcrsitätsarchiv Tübingcn. 

"Vgl. insbesondere Rü.r.~i~r. Sp. 441, Sch">r. Sp. 446 f .  Fi<i?ini.r, Sp. 555. 
"Herr  Dr. Rehm vom G~nerail~indesarchiv Karlsruhe und der Verf.. bei dem die 

Leitung der Arbcitsgiuppi lag. '' Herrn Dr. Middelhoff vom PLK Wiesloch sowie den Herren Kupfer und Zehnt 
vom PLK Weiiisberg sei an dlerer Stelle nochmals fiir die sehr engagierte Mitarbeit 
gedankt. 

'*AI. 534670.1; unveröffentlicht; Landcssrchivdirektioii. Kanileiaklcn. 
"Für die Nutzung wurden dieselben Bestimmungen festgelegt wie für die bis 1945 

cntsundenen Akten. 
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Lichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen, auch zukünftig 
alle Unterlagen, die sie für ihre Aufgabenerfüllung nicht mehr benöti- 
gen, dem zuständigen Staatsarchiv anbieten, sofern sie kein eigenes Ar- 
chiv einrichten, das nach einer Feststellung der Landesarchivdirektion 
den archivfachlichen Ansprüchen in baulicher, einrichtungsmä5iger und 
personeller Hinsicht genügt, oder mit Zustimmung der Landesarchiv- 
direktion eine Gemeinschaftseinrichtung oder ein anderes Archiv für die 
Archiviemg nutzen. Da keine der Anstalten von den genannten alter- 
nativen Möglichkeiten Gebrauch macht, besteht die Anbietungspflicht 
an das Staatsarchiv nach wie vor. 

Die Voraussetzungen, unter denen die Arheitsgruppe ihre Arbeit auf- 
nahm, lassen sich wie folgt beschreiben. 

Nachdem bereits die bis 1945 entstandenen Akten an die Archive 
abgegeben worden waren, konnte davon ausgegangen werden, daß die 
im Landcsarchivgesetz verankerte Anbietungspflicht für Krankenunter- 
lagen als solche den Psychiatrischen Landeskrankenhäusern bekannt 
und von ihren Mitarbeitern auch grundsätzlich anerkannt ist. Mit einer 
erneuten Diskussion über die ärztliche Schweigepflicht war insofern 
nicht zu rechnen. 

Gleichwohl waren doch starke mentale - durchaus verständliche - 
Vorbehalte gegen eine Abgabe jüngerer Akten zu erwarten. Zu herück- 
sichtigen waren hier neben den personenschutzrechtlichen Bedenken 
auch sicherlich eine mögliche Scheu vor dem mit der Aussonderung 
verbundenen Arbeitsaufwand, eine denkbare Hoffnung auf Archivie- 
rnngslösungen in den Häusern selbst durch die Digitalisierung von 
Krankenakten sowie das Interesse, Akten zur eigenen Forschung im 
Haus zu behalten. Alle diese Punkte wurden auch innerhalb der Arbeits- 
gruppe eingehend diskutiert, wobei die Vertreter der Archiwenvaltung 
ihre Sicht verständlich machen konnten. 

Die bevorstehende Umwandlung der Anstalten in Zentren für 
Psychiatrie erleichterte die Arbeit der Arbeitsgruppe, da sie zum einen 
als eine von vielen Arheitsgrnppen verstanden wurde, die vor dem Hin- 
tergrund der Umwandlung gebildet worden waren, und da es zum an- 
deren allgemein plausibel erschien, da5 nicht zuletzt im Zuammenhang 
mit den aktuellen Veränderungen auch die Frage der zukünftigen Aus- 
,onderung iSon P2lienirnakien *u rcgeln uar. 

Dic uricinheitlichrn Keg~,triiturierliäIi~~~ise, Ahlapc- und DV-Sysie- 
me, dir. br.k;innt \\:irrn und ilucli d x  Umfr.<g: bei dllcn Ancralien noch- 
mals h~.slatlgt  urde den, C I S T ~ U , C ~ ~ C ~  and<rerc:iri r.inhcitl~~he Regeln. Da 
perade im Bl.:k sul dic rcchili~lic IJmu.dndlucig nicht davon ~uszug?licn 
aar ,  d3ß die Krankrnhaiircr ,i;h a~fctnhi:tlichc \Zrf3liren einigen n ür- 
den, mußten die zu entwickelnden Empfehlungen den Ist-Zustand be- 
rücksichtigen. 

Welche Empfehlungen wurden nun im einzelnen getroffen? Gegliedert 
sind sie in solche zur Aktenführung, zum Aussonderungsverfahren und 
zur Bewertung. Die einzelnen hinkte seien im folgenden Anhang wie- 
dergegeben und erläutert. 
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1. Aktenführung 

1.1 Bei der Aktenfühning sollen in den Patientenakten alle Komponen- 
ten in einer Akte zusammengeführt werden. 
Erlüuterung: Diese Empfehlung wurde auf Anregung der Verwaltungs- 
beamten aufgenommen und berücksichtigt nicht zuletzt aktuelle Forderun- 
gen der Krankenhousverwaltungen. die sich au.7 dem Hafiungsrecht erge- 
ben. Das Ziel ist dabei, die verschiedenen drztlichen und pflegerirchen 
Dokurnenfati~nen.'~ die in den Krankenhäusern an verschiedenen Stellen 
anfallen, in der Regisiratur zu vereinen. Von Archivseite ist eine entspre- 
chende Konzentration nur zu begrüßen. 

1.2 Technische Aufzeichnungen wie Kurven, Röntgenbilder oder EEGs 
können aus den Akten herausgenommen werden und nach Ablauf ge- 
eigneter Fristen vernichtet werden. Alle technischen Befunde müssen 
jedoch in den Akten bleiben. 
Erlüuterung: Ubereinsiimmend waren alle Beteiligten wie auch dazu be- 
fragte Medizlnhistoriker" der Auf isung daß die - oji .separat geloger- 
len und,fifiher als die Patientenakten im engeren Sinne vernichfeten - 
technischen Aufzeichnungen kassahel sind, sofern ihre Ergebnisse als tech- 
nische Befundez6 in den Akten enthalren sind, war in der Regel der Fall isi. 
Da der Umfang der Patientenakten in den letzten Jahrzehnten gerade 
durch die technirchen Aufzichnungen unverhaltnismüßig an~ewochcen ist, 
wurde kein Grund gesehen. diese Unterlagen bompleti aufzubewahren. Es 
ist den Archiven jedoch freige.rtelli. hier und da zur Dokumentation der 
Enrwicklung der technischen Befunden einige Exemplo zu archivieren. 

1.3 Die Venvaltungsakten zu den Patienten der PLKs können ver- 
nichtet werden, sofern sie keine relevanten msätzlichen lnfomationen 
N den Patientenakten enthalten. 
Erlauterun~. Da die Aktenführung in den Anstalten sehr unterschiedlich 
ist, müssen hier die iustandigen Archive jeweils prüfeen, ob in den Verwal- 
tungsakten nusatzliche Informationen enthalten sind die ihre Aufbcwah- 
rung eforderlich machen. Daß die Verwaliungsakten als solche kassobel 
sind war schon auf dem Karlsruher Archivtag gesehen w~rden.~' 

1.4 Zukünftig sind alle Akten, die neben der repräsentativen Stich- 
probe nach den Punkten 3.3-3.5 diese! Empfehlungen gezielt archiviert 
werden sollen, von den behandelnden Arzten als solche zu kennzeichnen 
und bei der Aktenverwaltung entsprechend m erfassen. Die EDV-ge- 

1 UVgl. dazu die von der Deutschen Krankenhausgcsellschaft herausgegebenen Hin- 
weise zur Dokumentation der Krankenhausbehandlung. Düsseldorf 1990. 

"Auf dem Karlsruher Archivtag hatte das schon Rüssler, Sp. 437 ausgeführt. 
Die Begriffe wurden von den Vertretern der Psyohiattischen Anstalten eingebracht i und sollen der Praxis im Alltag entsprechen. 

" Rümier, Sp. 437. 
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stützte Basisdokumentation sollte um ein entsprechendes Feld erweitert 
werden. 
Erläuterung: Durch diese Empfehlung sollen die Ärzte semiblisiert wer- 
ben, Einzelfille von bleibenden Wert zum Zeitpunkt der Entstehung für die 
Ubergabe an das Staotsarchiv vorzusehen. Die sogenannte Bmisdoku- 
meniotionis bietet hierzu einen hervorragenden Anknüpfungspunkt. Die 
Archivare müssen unbedingt auf ihren Gebrauch zum genannten Zweck 
drängen. 

2. Aussonderungsverfahren 

2.1 Die PLKs geben in regelmäßigen Abständen nach dem in Punkt 3 
beschriebenen Bewertungsmodell alle Patientenakten, die älter als 30 
Jahre sind, als Unterlagen von bleibendem Wert zur dauernden Aufbe- 
wahmng an das zuständige Staatsarchiv ab. Alle übrigen Patientenakten 
verbleiben beim Psychiatrischen Krankenhaus, solange sie für e e  Zwek- 
ke des PLKs noch benötigt werden. Das Verfahren bei der Ubergabe 
richtet sich nach der Anordnung der Landesregierung über die Ausson- 
derung von Unterlagen der Behörden und sonstigen Stellen des Landes 
sowie die Registraturordnung ( D 0  142 ff.) in der jeweils geltenden Fas- 
sung. 
Erläuterung: Die Anbierungsfrist ergibt sich aus f 3 LArchG. Über- 
nommen werden nach der getroffenen Regelung alle Unterlagen mit blei- 
benden Wert 30 Jahre nach ihrer Entstehung. Ob brw. wie lange die nicht 
übernommenen Unterlagen ohne bleibenden Wert dann für die Erfüllung 
der Aufgaben noch in den Anstalten aufiewahrt werden müssen. bevor rie- 
ohne erneut den zuständigen Archiven angeboten zu werden - in den An- 
stalten vernichtet werden, ist von seiten der Krankenhaurverwaltung zu klä- 
ren und zu beachten. Die PLKs sind davon ausgegangen. dqD eine Vernich- 
tung von Psychiotrieakten noch 30 Jahren noch nicht möglich ist. Schon 
auf dem Korlsruher Archivtag hat WulJ' Rössler anhnnd von Beispielen 
aufgezeigt, daJ bei Patientenakten in einzelnen Füllen ein Rückgriif nach 
30 Jahren erforderlich sein kann.29 Von Archivseite wurde eine nähere 
Regelung der Aufiewahrungsfristen seitens der ddür  zuständigen Verwal- 
tung angeregt. 

A d  einen präzisen Aussonderungsturnus wurde verzichtet. da mzt der 
Aussonderung und ihrer Abwicklung erst Erfahrungen gesammelt wer- 
den sollen. Der Hinweis. daß Ausondemnpen rolmäb'ig durchzuführen 
sind, erschien hinreichend 

2.2 Bei der Auibereitung der zu übergebenden Akten ist darauf zu 
achten, daß die Unterlagen der repräsentativen Stichproben nach Punkt 
3.1 und 3.2 dieser Empfehlungen nicht mit den gezielt archivierten Un- 
terlagen vermischt werden, sondern als abgegrenzle Abliefemngen den 
Archiven übergeben werden. 
Erläutemng: Bei einer Vermirchung wäre eine Auswertung der reprü- 
sentativen Stichproben unter quantifizierenden Fragestellungen nicht mehr 
möglich. 

3. Bewertungsmodell 

3.1 Alle Akten von Patienten, deren Familiennamen mit den Buchstaben 
D, 0 und T beginnt, werden in den Staatsarchiven als repräsentative 
Stichnrohe archiviert ~ ~~~ r~ ~ .. ~~~.~~~ ... .. 
Erläuterung: Auf dem Karl.rruher Archivtag waren von seiten der Me- 
dizinhistoriker und Ärzte entsprechende Auswahlverfahren grund.sätzlich 
als denkbar für die Archivierung angesehen worden.'" Darüber, daß eine 
Vollarchivierung für dic nach 1945 entstandenen Aktcn nicht erforderlich 
ist, bestand innerhalb der Arheitsgruppe nach eingehender Diskussion 
Konrenr. Die meisten Reristraruren der PLKs beruhen, wie die landes- 
weite Umfrage ergeben harte. auf dem Personenalphabet, sei e.r in der 
Ablage selbst. sei es vom ZugrifS her. Die Buchstahenauswahl erschien 
insofern als besonders geeignet für eine Klumpenausivahl." Die gewählten 
Buchstaben liegen in Baden- Württemherg im allgemeinrn einer Buchsta- 
henauswahl (wenn dieses Vefahren Anwendung,findet) r ~ g r w i d e . ~ ~  

3.2 Um 10% der Gesamtheit aller Patientenakten zu erreichen, wird 
zusätzlich zu dieser Quote von Ca. 6 %  eine weitere Stichprobe archi- 
viert. Unter Benicksichtigung der unterschiedlichen Ablageformen in 
den PLKs kann dies ein zusätzlicher Buchstabe sein, kommen jedoch 
auch ganze Entlaßjahrgänge, die in regelmäßigen Abständen turnus- 
mäßig archiviert werden, oder andere Varianten in Frage. Es bleibt den 
Staatsarchiven überlassen, hier jeweils eine adäquate Lösung mit den 
PLKs zu vereinbaren. Für die Variante ein weiterer Buchstabe wird der 
Buchstabe R (= ca. 4 %,) empfohlen. 
Erläuterung: Gerhard Fichtner hatte auf dem Karlsruher Archivtag ge- 
fordert. daß eine Stichprobe nicht unterhalb von 10% des Ausgongsma- 
rerials liegen dürfte." Da nach einer Erhebung des Genernllandesarchivs 
anhand von Akten de.7 PLKs Wiesloch die Buchsfahm D, 0 und Tjedoch 

Clemens Gording, Die neue psychiatrische Basisdokumentation. Eine Emphhlung 
der DOPPN zur Qualitätssichemng im (teil-)stationären Bereich. In: Spektrum 24 
(1995) S. 3-18. 

l9 R ü d ~ r ,  Sp. 437 f. 

'O Rössler, Sp. 437, Fichincr, Sp. 555. 
"Zu den verschiedenen möglichen Stichprobenverfahren vgl. Arnd Kluge, Stich- 

probenverfahren zur archivischen Auswahl massenhaft gleichfiimiger Einzeifallak- 
ten. In: Der Archivar 46 (1993) Sp. 542-556. 

"Vgl. den Beiiiag von Kurt Hochsluhl oben in diesem Band. 
" Fichtner, Sp. 555. 
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nur 6 %  ergeben,]' erschien es sinnvoll. diese Stichprobe im Sinne der 
variantenreichen Stichprobe" mit einer weiteren Auswahl zu kombinieren. 
Dabei wurde die Uhernahme ganzer Entlaßjahrgüng in regelmäßigen Ab- 
ständen als sinnvoll erachtet, da sie für Untersuchungen zu zeitlichen 
Querschniiten besonders geeignet sind. Aufgrund der unterschiedlichen 
Registratursysteme mußte es jedoch den jeweils zu.stündigen Archiven 
überlassen bleiben, das jeweils adäquate Verfahren mit der anbietenden 
Stelle abzustimmen. 

3.3 Des weiteren werden neben den repräsentativen Stichproben An- 
gebote der PLKs von gezielt zu archivierenden Unterlagen von den Ar- 
chiven übernommen. Zu beachten sind hierbei insbesondere Fälle, die 
aus medizinhistorischer Sicht etwa als Beispiele für neue oder hausty- 
pische Verfahren, von besonderer Beachtung sind. Ferner kommen beson- 
dere Fallsammlungen oder Dokumentationen in Betracht. Eine Liste 
von Beispielen ist h der Anlage beigefügt. 
Erläuterung: In Psychiatrieokten bilden sich die Krankheitsbilder ab, 
durch die ein Patient zu einem solchen wird, die gewählten Behandlungs- 
methoden und - im medizinischen wie auch i~ allerweiterten Sinne -- die 
Art, wie der Patient von den behandelnden Arzten und der Gesellschafi 
(einschließlich der Angehörigen) - behandeli wird. Patientenakten können 
sehr materialreich sein. Sie sind unter vielfältigen Fragestelltungen ver- 
schiedenster Forschungszweige auswcrtbnr. Vor allem die Medizinge- 
schichte, aber auch =.B. die Pharmaziegeschichte sowie die Sozial- und 
empirischen Kulrurwissenschaflen sind hier besonders betroflen. Die Ar- 
chivierung aller Fülle ist nicht eforderlich. Jede Auswertung, die allge- 
meinen Fragestellungen nachgeht. wird in einer Stichprobe hinreichend 
Materiol finden Daneben gibt es freilich Einzelfälle. die als solche auf- 
grund ihres besonderen Informationswertes zu einzelnen Personen. Behand- 
Iungsfällen und Behandlungsmethoden aufbewahrt werden müssen Unter 
Berücksichtigung besonderer Entwicklungen können ganze Jahrgänge von 
besonderem Informationswert sein. Die Besonderheit der Entwicklungen 
kann historischlzeitbedingl begründet sein (Hunger i~ der Nachkriegszeit 
Verlegungsaktionen aurgrund zurückgekommener Patienten nach 1945) 
oder rein medizingesichtlich (Eröfffinung einer neuen Sonderabteilung in 
einer Klinik, Einführung neuer Medikamente oder Behandlungsmethoden). 
Neben den reprüsentntiven Stichproben muß daher der Versuch unternom- 
men werden, Akten, die unter solchen Gesichtspunkten bleibenden Wert 
haben, gezielt zu archivieren. Dazu ist es erforderlich, daß die Mitarbeiter 
der Kliniken aufgrund ihrer besonderen Sachkcnnmis solche Unterlagen 
den Stoatsarchiven anbieten. Als bei der erwühnten Umfra~e  die PLKs um 
Vorschlüge gebeien wurden, welche Unterlagen neben-de; Stichprobe ge- 
zielt aufbewahrt werden sollten, ging eine Fülle von Vorschlügen ein, die in 

"Protokoll der 23. Aktenaussondeningsbesprechung am 9.11.1993; Landesirchiv- 
direktion, Kanzleiakten. 

"Zum BegrifiKiuge, Sp. 551 R 
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einer Anloge zu den Bewertungsempfehllunge exemplari.sch aufgeführt 
wurden.16 Als besonders wichtig wurde dabei erachtet. daß Fülle. mit 
denen neue oder besonders haustypische Verfahren erstmals erprobt wur- 
den, aufehoben werden. Hierzu wurden zahlreiche Bei,~nlele mnannt. die 
h~er i m  e~n-..lnun nii.lit 13 ied r x ~ ~ ~ i l , r > i  iinil V,>n ii,!iei>; ~l inik<.n  I <  i<rrl,vi 
b<.ion,iuie F~i l .~amnzl~<n~<~n ,onJ »ilkum<~n~~~~io>ii.>i d..n~nn~. J,u iilc .nlchr 
i , . l lc~mdi~ bl< rb,-ndz,i I i 'c~i  ii<ii,cn. 

3.4 Von allen PLKs werden im Rahmen des Möglichen gezielt alle 
Akten zu prominenten Persönlichkeiten oder Personen, über die in dcn 
Medien berichtet wurde, sowie alle Fälle, die in die wissenschaftliche 
Literatur eingegangen sind, den Archiven zur Archivierung übergeben. 
Erlüuterung; Auch hier geht es um die geziebe Archivierung besonderer 
Einzelfälle Anhand einzelner Beispiele »prominenter<( Patienrcn ließ sich 
die Notwendigkeit solcher gezielten Archivierungen deutlich machen." Die 
Notwendigkeit, Fülle zu archivieren, über die in der wirsenrchaftlichen 
Literatur berichtet wurde, ergibt sich daraus. daß die Überprüflarkeit des 
Verö>ifitlichtrn gewührlcistet sein mu]. 

3.5 Alle forensischen Gutachten sowie alle Akten von Patienten des 
Maßregelvollzugs werden den zuständigen Staatsarchiven übergeben. 
Erlüuterung: Die Empfehlungen folgen hier der Anregung eines Medi- 
~inhistorikers,'~ der grundsütilich allen so definierten Füllen bleibenden 
Wert beimipt. Bei den so definierten Fallgruppen ist von komplexen Sach- 
verhalten auszugehen, die in besonderer Verdichtung medizinische und so- 
zialwissenschaftiche Gesichtspunkte zugleich berühren und zudem mit der 
Wahrnehmung hoheitlicher Aujiaben durch den Staat in Zusammenhang 
stehen. Ob eine Vollarchivierung der beiden Gruppen zu 100 % wirklich 
notwendig ist, rnuß zu gegebener Zeit anhrind der gewonnenen Erfahrungen 
in der Praxis noch einmal überprüft  werde^?^ 

"Da der Anhang nur beispielhaft aufzeigen roll, was hier in Betracht kommen kann- 
te, somit eher den Chirakter einer Ideensanimlung hat und jeweils im Gespräoh 
festmstellen wäre, welche Untcdagcn tribächlich bei der jeweiligen Klinik beson- 
ders zu bedcksichligen sind, soll auf eine Wiedergabe des Katalogs hier verzichtet 
%.,"VA-" ..-.- U... 

"Auf die Frage, unter welchen Bedingungen gezielt archivierte Einzelfälle dieser Art 
gsnutzt werden känncn und whs bei der Auswertung zu beachten ist, sei hier nicht 
eingegangen. 

'gHerrn Prof. Gerhard Fichtner sei auch an dieser Stelle nochmals für zahlreiche 
Anrsgungen und Hinweise gedankt. die er bei verschiedenen Gclcgenhriten gege- 
ben hat. 

"Das Modell muß ohnehin - wic allo Bewertungsmodelle - regelmäßig auf seine 
Tragfähigkeit überprüft werden. 
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4. Feststellung von gezielt zu archivierenden Unterlagen 

Die Arheitsgmppe empfiehll, für die Durchsicht der Allbestände nach 
gezielt zu archivierenden Unterlagen ggf Forschungsarbeiten zu verge- 
ben. 
Erläulerung: Bei der Aussonderung älterer Akten stellt sich die Frage. 
wie die zu archivierenden Unterlagen festgeslcllt werden können. 
Die Verlreter der Kliniken haben in der Arbciisrruppe immer wieder dar- 
oufaufmerksm gemacht. b J  eine Durchsich1 von Aitaktenbeständen zu 
diesem Zwecke von den Mifarbeitern in den Kliniken kaum zu leisten sein 
dür/te, Es bestand Konsenr, d d  die Benennung der besonderen Einrriflie 
für die älteren Unlerlogen nur beschränki möglich sein dürfte. Wenn nicht 
auf das Gedüchrnis einzelner Mitarbaifer rurückgegrrf/cn werden kann, 
wird es den Kliniken kown möglich sein. entsprechende Unterlagen mit 
einem verirerharcn Aufwandfe.~riusteilrn. Mir dem Vorschlag. die Altbe- 
stünde oq'der Grundlage eines Forrchungsouftro@ durchsehen zu las$ol. 
wollte die Arbeilsgruppe eine Lös~~ng,~möglidikeit oufieigen Gedacht war 
b b e i  unter anderem an wi~.~enschafltiche Prüfigsorbeiren. 

Damit iri das Problem der Reß1"ierbarkeit der Empfehlungen ange- 
sprochen, das insgesomr bei deren Erarbeitung Un Auge behnllrn w r d e  
Betraehlet man die Empfehlungen vor dem Hintergrwui der Diskusrion 
wn StiehPrprohenver/?hrrn w d  der avf dem Karlsruher Archivrog gehal- 
renen Referate, so wirken sie sehr schiicht wid Jarl m eviioch. Kom- 
plirierre AuswBnlmodrile dürften oi1erd"gs kaum eine Chance haben, 
umgesetzf zu werde* Die Empfehlungen verstehen sich GIS einen Ver- 
such, mit unkompliiicrten Verfahremweiren ongesich1.r unterschiedli- 
cher Regirtrorurverhüllnisse a u  der Mnsre der Patientenaktrn eine 
Überlir/emng zu hilden. die archivfoehliehen Grundsütren und den so- 
weil bekannten Ansprüchen der Forschung gerecht wird Wie aiie Be- 
werrungsmodclle in Badet- Würrlembcrg sind sie bei Bed~cf  modi/rzier- 
bar. Sicherlich werden sich gerade bei den in ihnen vor~erchanen engen 
Abstimmungen zwischen den Kronkmhüusern und den Archiven noch 
wichtige Aspekfc erxeben, die bei der konkreten Umsefrwig zu heochtcn 
sind. 

Doß die Archive ohnehin mit den Anclaiten in Kontakt bleihen zu 
mü.~.~en, um ihre fnfrr~xsen bei dcr Enrwicklung digilaler Kronk~nok- 
ren4%inrubringcn. versteht sich von seibsl. 


